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Liebe Leserin, lieber Leser,

in Deutschland versammeln sich 
derzeit unter dem Dach von „Pe­
gida“ und ihren Ablegern wö­
chentlich Menschen, die glauben, 
mit ihren Ängsten nur so Gehör 
zu finden. Sie befürchten eine 
Überfremdung der Gesellschaft 
durch den Islam, aber auch Zu­
wanderung oder den Abbau des 
Sozialstaats. Eine Bewegung als 
Sammelbecken unterschiedlichs­
ter Positionen. Zum Jahreswech­
sel ist erfreulicherweise die Zahl 
der Menschen deutlich größer, 
die ebenfalls auf die Straße gehen: 
für eine offene und pluralistische 
Gesellschaft. Im Licht ihres Pro­
tests bleibt die Kölner Innenstadt 
einen Abend lang dunkel. Als Zei­
chen gegen Vereinfachung, die 
spaltet und ausgrenzt.

Auch in Bangladesch formiert 
sich Protest. Auch hier gibt es 
Gruppen, die eindimensiona­
le und intolerante Gesellschafts­
entwürfe skizzieren. Doch auch 
hier demonstrieren viele Men­
schen für eine pluralistische, of­
fene und faire Gesellschaft. Neue 
soziale Bewegungen übersetzen 
die Anliegen der Menschen in 
politische Forderungen. Sie sind 
sichtbare Merkmale eines neuen 
politischen Lebensgefühls. Aus­
löser für das Aufkommen die­
ser neuen Bewegungen sind sich 
verstärkende, innere Transfor­
mationsprozesse. Diese erzählen 
die Geschichte der Modernisie­
rung und Entwicklung einer Ge­
sellschaft sowie von der Aufar­
beitung der Vergangenheit. Sie 
sind Ausdruck eines schnell fort­
schreitenden gesellschaftlichen 
Wandels. Ein massiver und zu­
weilen dissonanter Prozess. 

Dabei treten auch Widersprü­
che zutage. Die Menschen fra­

gen sich: Wie sollen Kriegsver­
brecher von 1971 bestraft werden? 
Wer profitiert vom neuen Wohl­
stand, wenn Bangladesch bis 2021 
ein Land mittleren Einkommens 
sein sollte? Und wer trägt die so­
zialen und ökonomischen Kos­
ten dafür? In diesem Prozess tre­
ten immer mehr Frauen auf, die 
endlich ihr eigenes Geld verdie­
nen wollen und mehr Mitsprache 
einfordern. Zudem drängt eine 
immer selbstbewusster agieren­
de Mittelschicht ins Licht der Öf­
fentlichkeit. Darunter viele gut 
ausgebildete junge Menschen, 
Unternehmer, Akademiker, Kul­
turschaffende. 

Der Inhalt dieser Ausgabe reflek­
tiert Vorträge zivilgesellschaft­
licher Akteure aus Bangladesch, 
die im Rahmen der Tagung des 
Bangladesch-Forums im Novem­
ber 2014 in Berlin gehalten wur­
den. Dirk Saam beschreibt und 
kommentiert auf den Seiten 4-7 
wichtige Elemente und Auswir­
kungen dieses beschleunigten ge­
sellschaftlichen Wandels in Ban­
gladesch. Im Gespräch berichtet 
Sara Hossain von den Verände­
rungen der Medienlandschaft und 
dem Recht auf freie Meinungsäu­
ßerung in Bangladesch (ab Seite 
8). Auf den Seiten 11-13 beschreibt 
Bina D’Costa, Dozentin für In­
ternationale Studien und Ent­
wicklung, die Defizite und Chan­
cen der aktuellen Aufarbeitung 
des Unabhängigkeitskrieges von 
1971 und benennt wichtige gesell­
schaftliche Aufgaben.

Eine interessante Lektüre 
wünscht Ihnen

Niko Richter	

Niko Richter
  Stellvertretender  

NETZ-Geschäftsführer
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Bangladesch ist inmitten eines 
sozio-ökonomischen Transfor­
mationsprozesses. Das Land steht 
vor wegweisenden Richtungsent­
scheidungen. Der Aufschwung 
sozialer Bewegungen kann als 
Ausdruck eines drastischen sozi­
alen, politischen und ökonomi­
schen Wandels, den Bangladesch 
in letzten Jahren erlebt hat, ver­
standen werden. 

Bangladesch kann seit der Unab­
hängigkeit 1971 auf viele Erfolge 
verweisen. In den vergangenen 
Jahren wurde ein Wirtschafts­
wachstum von zirka 6% erreicht. 
Dieses Wachstum geht mit ei­
nem verbesserten Zugang zu 
Grundbildung und einer signi­
fikanten Reduzierung der Sterb­
lichkeitsrate bei Kindern ein­
her. Demokratische Strukturen 
werden ausgebaut und gestärkt, 
die Zivilgesellschaft übernimmt 
die wichtige Funktion, staat­
liches Handeln zu kontrollie­
ren. Die Veränderungen kamen 
und kommen aus dem Land, 
zum Beispiel durch eine inter­
essierte und politisierte Studen­
tenschaft, durch eine lebendi­
ge Zivilgesellschaft und durch 
Unternehmensgründer. 

Doch Bangladesch steht aktu­
ell vor wegweisenden Richtungs­
entscheidungen. Während die 
etablierten Eliten ihre Handlun­
gen dem Ziel unterordnen, Ban­
gladesch zu einem Land mittle­
ren Einkommens zu entwickeln, 
machen insbesondere soziale Be­
wegungen, wie Arbeiter- und 

Traditionelle Landwirtschaft wird viel-
leicht bald zu einem seltenen Anblick, 
da zunehmend technischer Fortschritt 
Einzug in den Sektor findet. 

Den Wandel mitgestalten
Die wichtige Aufgabe der Zivilgesell-
schaft, auf Veränderungsprozesse einzu-
wirken 
Text: Dirk Saam
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Naturschutzbewegungen, auf die 
negativen Seiten der Entwicklung 
des Landes aufmerksam. Letztere 
stellen die Frage nach der Nach­
haltigkeit von Großinvestitionen, 
den ökologischen und sozialen 
Folgekosten sowie den Auswir­
kungen auf geistiges Eigentum.

Sichtbare  
Transformationsprozesse

Bangladeschs sozio-ökonomi­
sche Transformation wird vor al­
lem durch zwei Prozesse sichtbar. 
Erstens: Der landwirtschaftliche 
Sektor folgt zunehmend den Re­
geln der Marktwirtschaft. Techni­
scher Fortschritt hat zu Produk­
tionsanstieg, Überschüssen und 
dem vermehrten und verbesser­
ten Bau von Lagerhallen geführt. 
Darauf folgte der Einstieg großer 
Unternehmen in die Lebensmit­
telproduktion in ländlichen Re­
gionen und die Ausweitung ihres 
Einflusses. Zweitens: Die Anzahl 
von der Landwirtschaft lebender 
Haushalte nimmt ab. Das Land 
verändert sich von einer landwirt­
schaftlich geprägten Wirtschaft 
zu einer Wirtschaft, in der ver­
mehrt im Dienstleistungs- und 
im industriellen Sektor Geld ver­
dient wird. Der Beitrag der Land­
wirtschaft zum Bruttoinlands­
produkt liegt nur noch bei 29%. 

Klein- und Kleinstunterneh­
men sowie Handel tragen auch 
in ländlichen Gegenden immer 
mehr zum Bruttoinlandsprodukt 
bei. Boomende Wirtschaftszwei­
ge wie die Textilindustrie, haben 
zu einer starken Landflucht ge­
führt. Diese wird weiter anstei­
gen, da Bangladesch laut Prog­
nosen in vier Jahren China als 
weltweit größten Textilproduzen­
ten abgelöst haben wird. Zudem 

hat die Arbeitsmigration ins Aus­
land, vor allem in arabische Län­
der, zu mehr Wohlstand geführt. 
Im Ausland oder in den urbanen 
Zentren Bangladeschs verdien­
tes Geld wird zurück an die Fa­
milien auf dem Land überwiesen. 
Das führt dazu, dass zunehmend 
mehr Kapital in ländlichen Ge­
bieten vorhanden ist. Aber auch 
die Verbreitung neuer Technolo­
gien, wie beispielsweise des Mo­
biltelefons, hat zu verstärktem 
Handel, unter anderem auch in 
den Grenzregionen zu Indien, ge­
führt und eine landwirtschaftlich 
geprägte Wirtschaft hin zu einer 
auf Handel basierten Ökonomie 
verändert. 

Zu dieser Transformation ha­
ben auch zunehmende Investiti­
onen in den Bildungsbereich des 
Landes beigetragen und hier ins­
besondere die Kinder armer Be­
völkerungsgruppen erreicht. Ins­
besondere bei den Eltern hat sich 
das Verständnis durchgesetzt, 
dass Bildung für die Kinder wich­
tig ist, um später Arbeit zu fin­
den. Eine Erkenntnis, die unter 
anderem aufgrund der Knappheit 
an Land und den mangelnden 
Möglichkeiten, landwirtschaft­
lich tätig sein zu können, gereift 
ist. So strebt eine besser ausge­
bildete junge Generation zuneh­
mend vom landwirtschaftlichen 
in den industriellen und Dienst­
leistungssektor. All diese Fak­
toren tragen dazu bei, dass sich 
auch in Bangladeschs ländlichen 
Regionen eine neue Mittelklasse 
entwickelt.

Auch das Frauenbild in Bang­
ladesch ist einem Transforma­
tionsprozess unterzogen. Ban­
gladeschs Einbettung in den 
Weltmarkt und der Ausbau eines 
nationalen Marktes für Güter und 
Dienstleistungen hat zu einer 

steigenden Arbeitsnachfrage im 
verarbeitenden Gewerbe und auf 
dem expandierenden Markt für 
Dienstleistungen geführt. Frau­
en sind hier ein sichtbarer und 
wichtiger Bestandteil des bangla­
deschischen Arbeitslebens. Öko­
nomische Unabhängigkeit von 
der Familie trägt nach und nach 
zu einer Gleichberechtigung der 
Geschlechter bei. Frauen haben 
so vermehrt die Möglichkeit, an 
Entscheidungsprozessen über 
die Einkommensverwendung 
teilzunehmen. 

Konflikte  
vorprogrammiert 

Geht also der von der banglade­
schischen Regierung viel pro­
klamierte Weg, sich bis zum 
Jahr 2021 zu einem Land mittle­
ren Einkommens zu entwickeln, 
in Erfüllung? Die Beantwortung 
der Frage soll weniger auf das Ob, 
sondern auf das Wer und Wie ge­
richtet sein: Wer entwickelt sich 
dorthin und wie werden die Ein­
kommen verteilt sein? Armuts­
scheren sind kein Phänomen, das 
ausschließlich zwischen so ge­
nannten Industriestaaten und 
Entwicklungsländern zu beob­
achten ist. Diese Schere spreizt 
sich nicht nur zwischen Staa­
ten, sondern auch innerhalb der 
Länder. Dieses Phänomen ist in 
Deutschland genauso zu beob­
achten wie in Entwicklungslän­
dern. Mit dem Ergebnis zuneh­
mender sozialer Konflikte. Die 
Nahrungsmittelkrise 2008 und 
die daraus resultierenden sozia­
len Unruhen in Asien, Afrika und 
der Karibik sind Indikatoren für 
diese Entwicklung. 

Bangladeschs aktueller Weg 
droht ähnliche Konsequenzen 

4
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nach sich zu ziehen. Teile der Be­
völkerung werden vom einge­
schlagenen Weg profitieren, auch 
werden Menschen der Armut ent­
kommen können. Doch ein großer 
Teil derjenigen, die heute noch in 
der kleinbäuerlichen Landwirt­
schaft tätig sind, werden durch 
die zunehmende Kommerziali­
sierung der Landwirtschaft ihr 
Land verlieren. Womöglich un­
ter Anwendung von Gewalt. Der 
Kampf um knapper werdende na­
türliche Ressourcen, so hört man 
viele Experten in Bangladesch 
sagen, werde soziale Konflikte 
schüren. Die Leidtragenden sind 
marginalisierte Bevölkerungs­
gruppen – vor allem Angehörige 

religiöser Minderheiten und indi­
gener Völker. Sie werden den neu­
en Machtstrukturen bestehend 
aus Wirtschaft, Politik und Exe­
kutivorganen kaum etwas entge­
gen zu setzen haben. Je mehr sich 
die wirtschaftliche Produktion 
hin zu großen Unternehmen ver­
lagert, desto mehr Landraub wird 
stattfinden. 

Die staatlich-militärischen Bezie­
hungen verdienen in diesem Kon­
text ebenfalls Aufmerksamkeit. 
Die regierende Awami League hat 
sukzessive ihr Verhältnis zum Mi­
litär verbessert. Man kann diese 
Beziehungen als Politik des Ge­
bens und Nehmens bezeichnen. 
Dass sich die UN-Friedenmissio­
nen zu einem großen Teil aus ban­
gladeschischen Militärs speisen, 
ist ein Anzeichen hierfür, eben­

so wie die Vergabe öffentlicher 
Aufträge an das Militär. Darunter 
fallen zum Beispiel der Bau von 
Brücken oder andere große Inf­
rastrukturvorhaben. Zivilgesell­
schaftliche Akteure beziehungs­
weise deren Forderungen nach 
nachhaltigem Wirtschaften feh­
len in dieser Gleichung.

Auch wird der sozio-ökonomi­
sche Transformationsprozess der 
Frauen nicht angemessen durch 
den Staat und die Gesellschaft 
flankiert. Der Eintritt in den na­
tionalen und internationalen Ar­
beitsmarkt führt zu gesellschaft­
lichen oder innerfamiliären 
Konflikten. Unabhängig davon, 
wie stark Frauen mittlerweile als 
Individuum oder als Bürgerin­
nen auftreten, werden sie in ihren 
Familien oder in der Öffentlich­

Berufstätige Frauen werden 
von Staat und Gesellschaft 
noch immer nicht ausreichend 
unterstützt.

Fo
to

: N
ik

o 
Ri

ch
te

r



7

keit noch immer ihrer Rechte 
beraubt. Neu gewonnenen Frei­
heiten durch die Teilhabe an 
wirtschaftlichen, sozialen und 
politischen Aktivitäten wird 
zum Teil mit Gewalt begegnet. 
Der Ausbau von staatlichen Si­
cherungsleistungen für Frauen 
im Arbeitsleben hinkt hinterher. 
Schutzmaßnahmen am Arbeits­
platz und auf dem Weg dorthin 
für Frauen sind defizitär oder gar 
nicht vorhanden. Eine Arbeits­
rechtsgesetzgebung, die Bedürf­
nisse von Arbeitnehmerinnen 
zum Inhalt hat, gilt es zu erar­
beiten. Auch der Mangel an sol­
chen flankierenden Maßnahmen 
hat in der Vergangenheit vor al­
lem in der Textilindustrie zu ge­
walttätigen Arbeitskämpfen ge­
führt. Ohne eine Kehrtwende 
sind weitere vorprogrammiert.

Rolle der Zivilgesellschaft

Bangladesch muss aufpassen, 
dass die Kosten dieser Entwick­
lungen nicht zu hoch sein wer­
den. Um dies zu gewährleisten, 
bedarf es auch in Zukunft ei­
ner starken und unabhängigen 
Zivilgesellschaft. Auch inner­
halb der Zivilgesellschaft gibt es 
Transformationsprozesse zu be­
obachten. Gelingt es, deren Po­
tenzial auszuschöpfen, besteht 
Hoffnung, dass diese auch den 
kommenden Herausforderun­
gen tatkräftig begegnen können 
wird. So hat die nahezu landes­
weite Verbreitung des Internets 
die Popularität von Blogs und 
sozialen Medien in kürzester 
Zeit in die Höhe schnellen las­
sen. Digitale Medien haben al­
ternative Räume geschaffen, um 
kritische Sichtweisen kund zu 
tun und zu diskutieren. Sie ha­
ben ebenso dazu geführt, dass 

junge Menschen sich politisie­
ren und sich für entwicklungs- 
und menschenrechtspolitische 
Themen interessieren. Letztlich 
waren sie die Plattform, die so­
ziale Bewegungen wie die Shah­
bag-Bewegung hervorgerufen 
hat. Diese sozio-ökonomischen 
Transformationsprozesse und 
Veränderungen der gesellschaft­
lichen Landschaft setzen den 
Rahmen, innerhalb dessen sich 
Zivilgesellschaft und soziale Be­
wegungen künftig bewegen müs­
sen, um die Erfolge des Landes zu 
konsolidieren und um gute Re­
gierungsführung und Menschen­
rechte einzufordern. 

Soziale Bewegungen in Bangla­
desch haben häufig gemein, dass 
sie sich gegen eine eigeninter­
essengesteuerte Politik der Eli­
ten stellen und Möglichkeiten 
und Chancen einer neuen Politik 
aufzeigen. Viele der sozialen Be­
wegungen, die aus den genann­
ten Veränderungen hervorgin­
gen, sind lokal verankert und 
verfolgen spezifische Ziele. Man­
che haben sich erst vor kurzem 
gefunden und sind in mehreren 
Bereichen aktiv. Einige stehen 
miteinander in Verbindung, aller­
dings in der Regel nur zeitlich be­
grenzt und auch dann nur, wenn 
es eine gemeinsame Agenda her­
gibt. Eine stärkere Verknüpfung 
herkömmlicher NGOs und Men­
schenrechtsorganisationen mit 
Bloggern oder sozialen Bewegun­
gen scheint von Nöten, um re­
pressiven Strukturen wirksam 
entgegen treten zu können. Alle 
Akteure können hinsichtlich ih­
rer Strategien voneinander lernen 
und gemeinsame Vorgehenswei­
sen erarbeiten. Denn eine mög­
lichst breite gesellschaftliche Un­
terstützung wird notwendig sein, 
um restriktiven Gesetzen die Stirn 
zu bieten, die beispielsweise dro­

hen, das Internet zu zensieren, 
die Sendefreiheit von TV- und 
Rundfunkanstalten einzuschrän­
ken oder Spielräume von NGOs 
zu verringern. Dies gilt auch für 
die zunehmenden Repressionen 
gegen Angehörige indigener Völ­
ker und religiöser Minderheiten.

Zudem bedarf es im Zuge mög­
licher sozialer Konflikte um den 
Zugang zu Ressourcen der Aus­
arbeitung und Umsetzung fried­
licher Konfliktlösungsstrategien 
sowie des Aus- und Aufbaus von 
Konfliktlösungskompetenzen in 
Bangladesch. Hier sollte die Zivil­
gesellschaft einen Schwerpunkt 
setzen, da friedliche Konfliktlö­
sungsstrategien sowohl im fami­
liären als auch im öffentlichen 
Leben nachhaltig Lebenssituatio­
nen verbessern. 

Dirk Saam ist Referent für Entwick-
lungspolitik bei NETZ. Sein Text reflek-
tiert Vorträge der Menschenrechts-
ver teidigerin 
Meghna Guhat-
hakurta, die die-
se im November 
2014 in Brüssel 
und in Berlin ge-
halten hat.
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Sara Hossain ist Anwältin 
am Obersten Gerichtshof von 
Bangladesch und Direktorin von 
Bangladesh Legal Aid and Ser­
vices Trust, einer nationalen 
Rechtsberatungs- und Menschen­
rechtsorganisation. Im Gespräch 
berichtet sie über den Wandel der 
Medien in Bangladesch, die Si­
cherheit von Journalisten sowie 
die Rolle von NGOs beim Kampf 
darum, freie Meinungsäußerung 
in Bangladesch zu gewährleisten. 

Frage: Frau Hossain, hat sich die 
Medienszene in Bangladesch ver­
ändert?

Sara Hossain: Sie hat sich in 
den vergangenen 15 Jahren so­
gar dramatisch verändert. 1990 
ist der erste private Fernsehkanal 
in Bangladesch gestartet. Heute 
konkurrieren viele private Sender 
mit dem staatlichen Kanal BTV. 
Gleichzeitig sind mit Hilfe des In­
ternets ganz neue Informations- 
und Kommunikationsmittel hin­
zugekommen. Diese Vielfalt ist 
gut. Sie wird allerdings durch 
die Eigentümerstruktur einge­
schränkt. Da haben einige, die in 
der Medienszene schon Einfluss 
besaßen, noch mehr Macht erhal­
ten – zum Beispiel Zeitungsverle­
ger, die jetzt auch eigene Fernseh­
stationen besitzen.

Frage: Was sind heute die wich­
tigsten Informationsquellen, aus 
denen sich die Menschen über Po­
litik und Gesellschaft informie­
ren?

Hossain: Für einen Großteil der 
Bevölkerung steht das Fernsehen 
weiter an erster Stelle. Da ist BTV 
im Vorteil, weil seine Sendungen 
als einzige auch terrestrisch ver­
breitet werden. Bei den Zeitun­
gen gibt es riesige Unterschiede, 
je nach Verfügbarkeit, Sprache 
und Alphabetisierungsgrad der 
Bevölkerung. Vor allem aber gibt 
es große Unterschiede zwischen 
den Metropolen, vor allem Dha­
ka, und den ländlichen Regionen 
Bangladeschs.

NETZ: Wie steht es um die jour­
nalistische Qualität der Medien?

Hossain: Schlecht. Top-Qualität 
liefern nur ein oder zwei Tages­
zeitungen. Prothom Alo (Anm. d. 
Red.: Die größte bengalische Ta­
geszeitung) hat sowohl ein star­
kes Nachrichtenteam, als auch 
Kommentatoren, die unabhängig 
und bekannt sind und entspre­
chend viel gelesen werden.

Frage: Warum kann man den an­
deren Medien so wenig trauen?

Hossain: Weil die Redaktionen 
nicht unabhängig von ihrem Ei­
gentümer arbeiten. Einige gehö­
ren direkt Politikern und sogar 
Ministern. Andere sind im Besitz 
von Geschäftsleuten. Selbst wenn 
sie keine klare politische Präfe­
renz haben, berichten letztere 
zumindest nichts, was den Inte­
ressen ihres Eigentümers entge­
genläuft. In der Regel sind diese 
Interessen den Lesern aber nicht 
bekannt.

Frage: Das gilt auch für das Fern­
sehen?

Sorgt sich um die das Recht auf 
Recht auf freie Meinungsäußerung 
in Bangladesch: Rechtsanwältin 
Sara Hossain

„Blogger genießen überhaupt 
keinen Schutz“
Die Situation der Medien und das Recht 
auf freie Meinungsäußerung
Im Gespräch: Sara Hossain
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Hossain: Für die meisten Sender. 
Einige wie ATN versuchen, durch 
Talkshows Unabhängigkeit und 
Unparteilichkeit vorzuspielen. 
Dabei achten sie aber sehr auf 
die Dosis. Wenn die Selbstzensur 
einmal nicht funktioniert, müs­
sen sie mit Druck der Regierung 
rechnen. Aber ich will diese Talk­
shows und das Minimum an kri­
tischer Berichterstattung auch 
nicht herunterreden. Immerhin 
bieten sie noch widersprechende 
Meinungen – etwas, das im Parla­
ment schon nicht mehr stattfin­
det.

Frage: Es sind auch Medien ge­
schlossen und Journalisten ver­
haftet worden.

Hossain: Dabei handelt es sich 
um einige sehr rechte Medi­
en, meist im Eigentum von Mit­
gliedern der islamistischen Par­
tei Jamaat-e-Islami. Der Teil der 
Zivilgesellschaft, der säkular aus­
gerichtet ist, hat darauf kaum re­
agiert. 

Frage: Dabei sollte Meinungsfrei­
heit auch die Andersdenkenden 
einschließen – jedenfalls inner­
halb von Grenzen. Oder?

Hossain: Sicher dürfen Zeitun­
gen und TV-Sender keinen Hass 
predigen und schon gar nicht An­
dersdenkende mit dem Tod be­
drohen. Doch einige Schließun­
gen waren anders motiviert.

Frage: Wie haben sich die Bedin­
gungen, unter denen Journalisten 
arbeiten, verändert?

Hossain: Die wachsende Konkur­
renz in bestehenden Medien und 
der neu entstandene Wettbewerb 
im Internet haben nicht nur hohe 
Investitionen ausgelöst, sondern 
auch zu einem Wettlauf um Jour­

nalisten geführt. Dadurch stiegen 
die Gehälter so sehr, dass NGOs, 
die nicht so viel bezahlen können, 
gute Leute an die Medien verloren 
haben. Leider sind Aus- und Fort­
bildung der Journalisten nicht 
auch mit der Zahl der Medien ge­
wachsen. Und es gibt nach wie 
vor korrupte Menschen in den 
Medien – Journalisten, die dafür 
Geld kassieren, dass sie einen Bei­
trag nicht veröffentlichen.

Frage: Auf dem Lande, ja. Aber 
auch in Dhaka?

Hossain: Auch in der Hauptstadt, 
wenngleich der Wettbewerb un­
ter den Medien dies schwieri­
ger macht. Auf dem Land ist der 
Druck auf die Journalisten grö­
ßer. Dort braucht es großen Mut, 
um etwa über Korruption des ört­
lichen Parlamentsabgeordneten 
oder kritisch über extremistische 
Gruppen zu berichten. Es gibt 
kaum Schutz für solche Journa­
listen, auch nicht die Solidarität 
der eigenen Zunft. In den Chitta­
gong Hill Tracts ist eine kritische 
Berichterstattung so gut wie un­
möglich. Daher wohnen die meis­
ten Journalisten, die über diese 

Region berichten, zu ihrem eige­
nen Schutz in Dhaka.

Frage: Ist der Widerstand gegen 
das Informations- und Kommu­
nikationstechnologie-Gesetz (In­
formation and Communication 
Technology Act), insbesondere in 
der gerade verschärften Form, die 
das Recht auf Information und 
freie Meinungsäußerung gefähr­
det, gescheitert?

Hossain: Jedenfalls war er noch 
nicht erfolgreich. Der Widerstand 
wird aber noch wachsen, wenn 
die ersten Verfahren vor Gericht 
landen. Die Blogger, die vor allem 
von dem neuen Zusatz betroffen 
sind und denen bis zu sieben Jah­
re Haft drohen, stehen nicht al­
lein. Auch große NGOs sehen in 
diesem Gesetz einen Angriff auf 
die Meinungsfreiheit und auf ihre 
Entwicklung. Doch damit der Wi­
derstand erfolgreich ist, muss er 
noch größer werden.

Reporter ohne Grenzen mahnt, 
dass Gesetze, die Verleumdung 
unter Strafe stellen, und Anklagen 
wegen Volksverhetzung führen, 
viele Journalisten in Bangladesch 
zu Selbstzensur zwingen
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Frage: Dabei wird das Internet 
aber tatsächlich auch genutzt, 
um Andersdenkende zu bedro­
hen.

Hossain: Ich bin nicht gegen 
jede Form von Regulierung. Men­
schen müssen vor Hass und To­
desdrohungen geschützt wer­
den. Frauen sind hier besonders 
gefährdet. Doch diese Diskussi­
on beschränkt sich nicht auf Ban­
gladesch. Hier muss weltweit ein 
Ausgleich gefunden werden. Er 
darf allerdings nicht so ausfallen, 
wie derzeit in Bangladesch. Dort 
werden abweichende Meinungen 
verfolgt, aber Todesdrohungen 
gegen säkulare Blogger bleiben 
straffrei. Die Politiker einer Partei 
haben kein Monopol darauf, zu 
definieren, was gut oder schlecht 
für das Wohl der Nation ist. Die 
Grundlage von Meinungsfreiheit 
ist Toleranz gegenüber Anders­
denkenden.

Frage: Wie bewerten Sie den Plan 
der Regierung, den Fernsehsektor 
neu zu regeln?

Hossain: Die Gründung einer 
Kommission, die medienrecht­
liche und journalistische Stan­

dards festlegt, ist zu begrüßen. 
Allerdings gibt es bereits Geset­
ze in Bezug auf Gewalt und Ob­
szönität, deren Einhaltung nur 
nicht gesichert ist. Schon seit den 
1970er Jahren regelt beispiels­
weise ein entsprechendes Ge­
setz die Filmproduktion. Aus die­
sem Grund braucht es also keine 
neuen Verbote. Zu befürchten ist, 
dass es im Grunde um neue Rest­
riktionen geht – um Zensur und, 
mehr noch, um Selbstzensur.

Frage: Journalisten und Blog­
ger werden nicht nur verbal auf 
ihre Grenzen verwiesen, sondern 
auch mit konkreter Gewalt kon­
frontiert. Berichten zufolge sind 
die Täter nicht nur Parteiaktivis­
ten und Islamisten, sondern auch 
Angehörige von Sicherheitskräf­
ten.

Hossain: Die Berichte sind rich­
tig. Vor allem Blogger genießen 
überhaupt keinen Schutz. Die 
zahlreichen Angriffe, von denen 
einige tödlich endeten, und Ver­
haftungen beweisen es. Bei den 
traditionellen Medien in Dhaka 
nimmt der Druck dagegen meis­
tens den Weg über Eigentümer 
und Chefredaktion. 

Vorwürfe gegen Odhikar
Odhikar wird vorgehalten, in einem Bericht die Anzahl von durch Si-
cherheitskräfte getöteten Anhänger der Hefazat-e-Islam infolge ei-
nes Massenprotests am 5. Mai 2013 in Dhaka bewusst deutlich höher 
angegeben zu haben, um die öffentliche Ordnung zu destabilisieren. 
Infolge der Weigerung, die Namensliste der Todesopfer an das Infor-
mationsministerium zu übergeben, wurde Adilur Rahman Khan, der 
Generalsekretär der Organisation, Anfang August 2013 verhaftet und 
erst im Oktober wieder auf Kaution entlassen. Ende November wur-
de dann auch ASM Nasiruddin Elan, der Leiter der Organisation, für 
einige Tage inhaftiert, bevor er auf Kaution frei kam. Die Verhaftung 
auf Grundlage des umstrittenen Informations- und Kommunikati-
onstechnologie-Gesetzes wurde von nationalen und internationalen 
Menschenrechtsorganisationen stark kritisiert.  (Text: Redaktion)

Frage: Warum gibt es keine So­
lidarität unter Journalisten, die 
unterschiedlichen Lagern ange­
hören?

Hossain: Weil sich Journalisten 
hier nicht von der Gesellschaft 
unterscheiden. Leider. Kann man 
das im Fall der Schließung der 
Tageszeitung Amar Desh noch 
damit entschuldigen, dass ihr 
tatsächlich kriminelle Machen­
schaften nachgesagt werden, so 
fehlt mir jedes Verständnis für 
die fehlende Unterstützung des 
Friedensnobelpreisträgers Yunus 
(Anm. d. Red.: Yunus wurde 2011 
als Direktor der von ihm gegrün­
deten Grameen Bank abgesetzt; 
Beobachter vermuten dahin­
ter ein politisches Motiv). Auch 
die Menschenrechtsorganisation 
Odhikar hätte mehr unterstützt 
werden müssen. Stattdessen wur­
den die Fehler hervorgehoben, 
die der Bericht der Organisation 
über den Massenprotest der isla­
mistischen Hefazat-e-Islam An­
fang Mai 2014 in der Tat enthielt 
(Anm. d. Red.: Siehe Kasten). Die­
se rechtfertigen aber nicht die 
Verhaftungen des Führungsper­
sonals der Organisation. Außer­
dem redet keiner mehr von den 
Todesfällen, die es bei dem Pro­
test der Hefazat-e-Islam gegeben 
hat. Die grundlegende Tatsache, 
dass Menschenrechte auch für 
diejenigen gelten, die eine andere 
politische Auffassung haben als 
ich, hat sich in Bangladesch noch 
nicht durchgesetzt.

Frau Hossain, vielen Dank für das 
Gespräch.

Das Interview führte Bernhard Hert-
lein in Berlin. Er ist Sprecher der 
Bangladesch-Ländergruppe von Am-
nesty International und Mitglied des 
Bangladesch-Forums.
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Ein furchtbarer Krieg tobte 1971 in 
Südasien, der zur Gründung des 
souveränen Staates Bangladesch 
führte. Vier Jahrzehnte später hat 
die Regierung Bangladeschs ein 
Kriegsverbrechertribunal einge­
setzt, um die Kriegsverbrechen 
von 1971 aufzuarbeiten. Die juris­
tische Aufarbeitung wird jedoch 
von komplizierten Machtstruk­
turen, Ausschlussmechanismen 
und Schweigen begleitet. Ver­
schiedene Akteure werfen in die­
sem Prozess der Vergangenheits­
bewältigung normative Fragen 
auf, zum Beispiel nach Gerech­
tigkeit, Rechenschaftspflicht 
und Transparenz. Internationale 
Menschenrechtsorganisationen 
kritisieren das Tribunal als eine 
Erweiterung der Bühne des poli­
tischen Machtkampfs in Bangla­
desch. 

Die Rolle internationaler 
Akteure

Nichtstaatliche Akteure wie 
NGOs und Lobby-Netzwerke 
spielen eine wichtige Rolle bei der 
Transformation und Gestaltung 
globaler Normen für staatliches 
Handeln und den Umgang mit 
Menschenrechten. Internationale 
Menschenrechtsorganisationen 
haben mit öffentlichen Kampa­

gnen Druck gemacht, indem sie 
konkrete Probleme und ihre Ver­
ursacher beim Namen genannt 
haben. Ziel ist es, staatliche Ver­
antwortung zur Einhaltung von 
Menschenrechten einzufordern. 
In diesem Prozess setzen ins­
besondere internationale Men­
schenrechtsorganisationen hohe 
Standards. 

Belastbare Daten und Dokumen­
tationen sind unerlässlich, um 
Probleme und ihre Ursachen zu 
benennen. Experten zufolge wür­
de die Menschenrechtsarbeit der 
UN ohne diese und die von Men­
schenrechtsorganisationen be­
reitgestellten Informationen 
zusammenbrechen. Das interna­
tionale Verständnis der Glaub­

würdigkeit der veröffentlichten 
Informationen orientiert sich da­
bei an einer Art Hierarchie, mit 
der diese Organisationen, und 
damit die von ihnen zur Verfü­
gung gestellten Informationen, 
betrachtet werden. 

Daten von einflussreichen Orga­
nisationen wie Amnesty Interna­
tional oder Human Rights Watch 
genießen international hohes An­
sehen, da sie ihre Informationen 
aus einer Vielzahl von Quellen 
und aus eigener Feldforschung 
beziehen. Kleine lokale Organi­
sationen verfügen zwar oft über 
sehr relevante Informationen, 
doch sind sie oft sprachlich oder 
technisch nicht in der Lage, die­
se an die internationale Gemein­
schaft weiterzureichen. Zudem 
werden sie in vielen Fällen nicht 
als politisch neutrale und unab­
hängige Beobachter anerkannt. 
Diese Delegitimierung kleinerer 
nationaler Organisationen führt 
dazu, dass die Wahrnehmung der 

In einer staatlichen Grundschule 
wird der Unabhängigkeitskrieg 
Bangladeschs in einem Theater-
stück thematisiert.

Politische Interessen, Defizite 
und Chancen 
Die Aufarbeitung des Unabhängigkeits-
krieges muss weiter gehen
Text: Bina D’Costa
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internationalen Gemeinschaft 
größtenteils auf der Berichter­
stattung internationaler Medien 
und der Einschätzung großer in­
ternationaler Menschenrechtsor­
ganisationen beruht. 

Internationale Lobbyisten tra­
gen durch ihre Tätigkeiten eben­
falls zur Bildung einer öffentli­
chen Wahrnehmung darüber bei, 
was wichtig ist und was nicht. 
Diese diskursiven Interventio­
nen beeinflussen die Möglich­
keiten und die Akzeptanz lokaler 
Justizverfahren. Und: Die Berich­
te von Human Rights Watch, 
Amnesty International, dem In­
ternational Center for Transitio­
nal Justice und der International 

Bar Association über die Prozes­
se des Kriegsverbrechertribunals, 
stoßen aufgrund sachlicher Un­
genauigkeiten bei vielen Beob­
achtern aus Bangladesch auf Ab­
lehnung.

Fehlerhafte Prozesse bie-
ten Angriffsfläche

Die Gegner der Kriegsverbre­
cherprozesse verstehen es ge­
schickt, die Schwächen des Tri­
bunals und die internationale 
Kritik daran auf mehreren Ebe­
nen für ihre Ziele nutzbar zu ma­
chen. Der Einfluss auf der politi­
schen Ebene geht mit Gewalt und 

Einschüchterung auf den Stra­
ßen einher. Diese Effekte wurden 
von Politikern durch strategische 
Lobbyarbeit in verschiedenen in­
ternationalen Foren unterstützt. 
Insbesondere gut ausgebildete 
Anhänger der islamistischen Ja­
maat-e-Islami nutzen die Rheto­
rik und Standards der internatio­
nalen Gemeinschaft, um Zweifel 
zu nähren, dass Bangladesch in 
der Lage ist, faire Prozesse zu füh­
ren. Die Arbeit des internationa­
len Teams für die Lobbyarbeit der 
Jamaat zum Kriegsverbrechertri­
bunal wurde durch die struktu­
relle und sukzessive Schwächung 
des Tribunals und die Unfähig­
keit der Regierung, die internati­
onale Gemeinschaft konstruktiv 
einzubeziehen, gestärkt. 

Das Kriegsverbrechertri-
bunal stärken

Die Zivilgesellschaft Banglade­
schs und vor allem diejenigen, 
die über persönliche Erfahrungen 
und institutionelles Wissen über 
die im Unabhängigkeitskrieg be­
gangenen Verbrechen gegen die 
Menschheit verfügen, könnten 
ihre eigenen Berichte an die UN-
Organisationen und die inter­
nationale Gemeinschaft senden. 
Gruppen, die Opfer und Überle­
bende des Unabhängigkeitskrie­
ges vertreten, könnten Beweise 
über die Verbrechen von 1971 lie­
fern und dadurch die internati­
onale Gemeinschaft noch stär­
ker für das Thema sensibilisieren. 
Eine proaktive Kommunikation 
ist entscheidend.

Das Kriegsverbrechertribunal 
selbst könnte Rechtsexperten 
einladen, um Berichte über juris­
tische Aspekte, die von der inter­
nationalen Gemeinschaft kritisch 

Bina D‘Costa bei der Bangladesch-
Forum Konferenz im November 
2014 in Berlin
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hinterfragt werden, zu verfassen. 
Dies könnte der Glaubwürdigkeit 
und der Akzeptanz des Tribunals 
dienlich sein.

Um Transparenz und Rechen­
schaftspflicht zu sichern, könn­
ten Menschenrechtsorganisa­
tionen angefragt werden, ihre 
Einschätzungen mitzuteilen. An­
statt die internationale Gemein­
schaft auszuschließen, könnte 
das Tribunal diese so einbeziehen. 
Experten wie Stephen Rapp, der 
Sonderbeauftragte für Kriegsver­
brechen der US-Regierung, könn­
ten ebenfalls aktiv nach ihren 
Einschätzungen gefragt werden. 
Zudem könnten Regierungsge­
spräche stattfinden, beispielswei­
se mit der Europäischen Union 
und den USA, die sich beide auf 
verschiedene Weise kritisch über 
die Kriegsverbrecherprozesse ge­
äußert haben. All das würde eine 
Kultur der Transparenz schaffen 
und die Prozesse glaubwürdiger 
machen.

Kultur der Defensive auf-
brechen

Es gibt eine politische Kultur 
in Bangladesch, die angesichts 
von Kritik unverzüglich in die 
Defensive wechselt. Das konn­
te beispielsweise auch im aktuel­
len Korruptionsfall beim Bau der 
Brücke über den Padma-Fluss be­
obachtet werden. Insbesondere 
im Fall der Kriegsverbrecherpro­
zesse darf nicht in die Defensive 
gegangen werden, da es hier auch 
um Fragen der Unabhängigkeit 
Bangladeschs als souveränen 
Staat geht. Das politische Spiel 
zwischen nationalen und interna­
tionalen Standpunkten ist weder 
weise noch zielführend. 

Dieser kritische Moment der Ge­
schichte wird nicht zurück­
kehren. Bangladesch muss die 
internationale Gemeinschaft er­
reichen und eine Version der Ge­
schichte erzählen, in der es in 
erster Linie um die Opfer, die 
Unterstützung der Überleben­
den des Unabhängigkeitskrieges 
und um die Verantwortlichen für 
Verbrechen gegen die Mensch­
heit geht. Eine umfassende wis­
senschaftliche Aufarbeitung des 
Unabhängigkeitskrieges, insbe­
sondere durch bangladeschische 
Akademiker, und gesellschaftli­
che Auseinandersetzung zu den 
Ergebnissen ist hierfür ein wich­
tiger und noch vor uns liegender 
Schritt.

Bina D’Costa ist Dozentin am Gra-
duierten Institut für Internationale 
Studien und Entwicklung Genf und 
an der Australischen Nationaluni-
versität.

Bina D’Costa ist Wissenschaftlerin 
am Graduier-
ten Institut für 
Internationale 
Studien und 
Entwicklung 
in Genf.

Die Bangladesch-Zeitschrift NETZ ist 
eine wichtige Informationsquelle zu 
Bangladesch in deutscher Sprache.

Jede Ausgabe widmet sich einem 
Schwerpunktthema. Fundiert und 
engagiert kommen Expertinnen, Experten 
und Betroffene zu Wort: zu Themen der 
Entwicklungsarbeit, der Menschenrechte 
und der Gesellschaft. Zudem berichtet 
die Zeitschrift über aktuelle politische 
Ereignisse in Bangladesch und informiert 
über die Kunst des südasiatischen Landes. 

Die Bangladesch-Zeitschrift NETZ 
erscheint vierteljährlich und kostet 20 € 
im Jahr. Für mehr Informationen oder zum 
Abonnieren der Zeitschrift kontaktieren 
Sie bitte:

NETZ Bangladesch-Zeitschrift

Moritz-Hensoldt-Str. 20
35576 Wetzlar

Tel.: 06441 - 974 6320
Fax: 06441 - 974 6329

E-Mail: zeitschrift@bangladesch.org

Sie können die Zeitschrift auch unter 
www.bangladesch.org abonnieren, 
einzelne Ausgaben bestellen und Artikel 
zu Schwerpunktthemen herunterladen.
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Meldungen aus 
Bangladesch

Todesstrafe gegen 
Kriegsverbrecher

Erstmals ist ein früheres Mit­
glied der Awami League, der 
Partei von Premierminis­
terin Sheikh Hasina, vom 
Kriegsverbrechertribunal ver­
urteilt worden. Am 23. No­
vember 2014 verhängten die 
Richter die Todesstrafe gegen 
Mobarak Hossain. Das Tribu­
nal sieht es als erwiesen an, 
dass er während des Unabhän­
gigkeitskriegs von 1971, da­
mals noch als Mitglied der is­
lamistischen Jamaat-e-Islami, 
an der Tötung von 33 Zivilis­
ten beteiligt war. Bis zum Jahr 
2012 war Mobarak Hossain 16 
Jahre lang als Lokalpolitiker 
der Awami League tätig gewe­
sen. Bislang hat das Kriegsver­
brechertribunal 13 Urteile aus­
gesprochen, vor allem gegen 
Jamaat-Funktionäre und -Mit­
glieder.

Außergerichtliche  
Gewalt und 
Verschleppungen

Die Tageszeitung „New Age“ 
veröffentlichte Ende Novem­
ber 2014 eine Artikelserie, die 
das Verschwinden von 19 Stu­
denten im Zeitraum vom 28. 
November bis 11. Dezember 
2013 beleuchtet. Augenzeu­
genberichten zufolge wurden 
die Studenten, die alle Unter­
stützer von Oppositionspar­
teien sein sollen, von Sicher­

heitskräften entführt und 
sind seitdem verschwunden. 
Sie verschwanden zu einem 
Zeitpunkt, in der die Oppo­
sition ihrer Forderung nach 
der Wiedereinführung ei­
ner Übergangsregierung mit 
Straßenblockaden und Gene­
ralstreiks Nachdruck zu ver­
leihen suchte Aus Regierungs­
kreisen wurden verlautet, dass 
alle vermissten Studenten un­
tergetaucht seien, um sich der 
Strafverfolgung im Zusam­
menhang mit gewalttätigen 
Ausschreitungen im besag­
ten Zeitraum zu entziehen. 
 
Einem Untersuchungsbericht 
zufolge waren 21 Mitarbeiter 
des para-militärischen Rapid 
Action Battalion (RAB) an der 
Ermordung von sieben Men­
schen beteiligt, deren Leichen 
im Mai dieses Jahres im Nar­
syanganj-Distrikt östlich von 
Dhaka aufgefunden wurden. 
Brisant ist, dass der am 10. De­
zember 2014 beim Obersten 
Gericht eingereichte Bericht 
von RAB-Mitarbeitern erstellt 
wurde. Die genauen Tathin­
tergründe sind bisher noch 
unbekannt. Verhaftet wurden 
bisher drei RAB-Angehöri­
ge. Unter den Todesopfern be­
findet sich ein gewähltes Mit­
glied des Stadtrates. Dessen 
Schwiegervater beschuldigt 
RAB-Mitglieder die Morde be­
gangen und dafür etwa eine 
halbe Million Euro erhalten zu 
haben. Die Morde in Narayan­
ganj haben die Debatte um die 
Auflösung des RAB neu ent­
facht. Die Sondereinheit steht 
seit ihrer Gründung im Jahr 
2004 in der Kritik, auf der Jagd 
nach Verbrechern Verdächtig­
te gezielt zu töten und in Ver­
hören zu foltern. Auch haben 
Menschenrechtsverteidiger 

wiederholt darauf hingewie­
sen, dass unter dem Deck­
mantel der Terrorismusbe­
kämpfung kritische Stimmen 
aus der Zivilgesellschaft unter 
Repressalien zu leiden hätten.

Freie 
Meinungsäußerung

Der in Bangladesch leben­
de britische Journalist Da­
vid Bergman ist wegen „Miss­
achtung des Gerichts“ vom 
Kriegsverbrechertribunal ver­
urteilt worden. Er wurde am 2. 
Dezember 2014 zu einer sym­
bolischen Haft bis zum Ende 
der Gerichtssitzung am selben 
Tag sowie zu einer Geldstrafe 
verurteilt. Der Journalist hat­
te sich in seinen Blog-Einträ­
gen wiederholt kritisch zum 
Kriegsverbrechertribunal ge­
äußert und hier unter ande­
rem die von der Regierung 
angegebene Zahl der Toten 
des Unabhängigkeitskrieges 
von 1971 gegen Pakistan in­
frage gestellt. Internationalen 
Menschenrechtsorganisatio­
nen zufolge sende das Urteil 
eine abschreckende Botschaft, 
dass das Gericht keine aus ih­
rer Sicht sachlich vorgetrage­
ne Kritik dulde.

Neues deutsches  
Textilbündnis 

Gemeinsam mit Vertretern der 
Wirtschaft, von Gewerkschaf­
ten und der Zivilgesellschaft 
hat Bundesentwicklungsmi­
nister Gerd Müller am 16. Ok­
tober 2014 das so genannte 
„Textilbündnis“ auf den Weg 
gebracht. Ziel ist es, einein­
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halb Jahre nach dem Einsturz 
der Textilfabriken im Rana 
Plaza-Gebäude konkrete Ver­
besserungen der sozialen und 
ökologischen Standards in 
der Textil- und Bekleidungs­
industrie zu erreichen. Ar­
beits- und Menschenrechts­
organisationen begrüßen die 
Initiative als hilfreichen ers­
ten Schritt. Durch sie soll auf 
freiwilliger Basis ein Bündnis 
zur Umsetzung von öko-sozi­
alen Standards in der globalen 
Lieferkette von Bekleidung 
ins Leben gerufen werden. 
 
Das Textilbündnis ist bisher 
aber auf wenig Resonanz bei 
Unternehmen gestoßen. Ver­
schiedene Unternehmerver­
bände, wie textil+mode und 
GermanFashion, behaupten 
in ihren ablehnenden Stel­
lungnahmen, dass sie zwar 
die Ziele des geplanten Bünd­
nisses teilen, aber viele Ziele 
nicht erreichbar und eine Rei­
he von sozialen und ökologi­
schen Anforderungen nicht 
erfüllbar seien. Die Kampag­
ne für Saubere Kleidung kri­
tisiert diese Argumentati­
on scharf. Zum einem seien 
diese Aussagen ein Einge­
ständnis der Verbände, dass 
ihre Mitglieder unter unwür­
digen Arbeitsbedingungen 
produzieren lassen, obwohl 
sie ständig das Gegenteil be­
haupten. Zum anderen hal­
ten die Verbände soziale und 
ökologische Mindeststan­
dards sowie menschenwür­
dige Arbeitsbedingungen of­
fenbar für zu anspruchsvoll. 
Aus diesem Grund könne das 
Textilbündnis nur ein ers­
ter Schritt sein. Nun müssten 
rechtlich verbindliche Vor­
gaben wie gesetzlich vorge­
schriebene Sorgfaltspflich­

ten der Unternehmen für 
ihre gesamte Lieferkette ein­
geführt werden, wie sie die 
UN-Leitlinien für „Wirtschaft 
und Menschenrechte“ vor­
schlagen. Dies hätte zur Fol­
ge, dass alle Unternehmen 
diese einhalten müssten und 
nicht nur solche, die freiwil­
lig einem Bündnis beitreten. 
 
Unterdessen hat der Parla­
mentarische Staatsekretär 
im Bundesminister für wirt­
schaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung, Hans-Joa­
chim Fuchtel, am 8. Dezember 
2014 gemeinsam mit Premier­
ministerin Sheikh Hasina den 
Textilkongress „Dhaka Appa­
rel Summit“ in Dhaka eröff­
net. Auf seiner 3-tägigen Ban­
gladesch-Reise stellte er das 
deutsche Textilbündnis vor 
und warb um weitere Unter­
stützung für die Anliegen des 
Bündnisses. Auch Jean Lam­
bert, Vorsitzende des Südasi­
en-Ausschusses des Europä­
ischen Parlaments, äußerte 
sich im Rahmen ihres Bangla­
desch-Besuchs im Dezember 
2014 zu den Arbeitsbedingun­
gen in Bangladeschs Textil­
fabriken. Die ehrgeizigen Ex­
port-Ziele, so Lambert, seien 
nur bei gleichzeitiger Verbes­
serung der Arbeitsbedingun­
gen zu realisieren. 

Restriktive  
NGO-Gesetzgebung

Am 1. Dezember 2014 wur­
de eine neue NGO-Gesetzge­
bung im Kabinett verabschie­
det. Diese sieht unter anderem 
eine verschärfte Kontrolle 
von Projekten bangladeschi­
scher NGOs vor, die finanzi­

elle Unterstützung aus dem 
Ausland erhalten. Laut Regie­
rung soll die Gesetzesnovel­
le die Rechenschaftspflicht 
der Organisationen verbes­
sern. NGO-Vertreter befürch­
ten allerdings, dass es durch 
verschärfte Kontrollen zu er­
heblichen Problemen bei der 
angemessenen Projektdurch­
führung kommen könnte. Zu­
dem bestünde die Gefahr, dass 
Projekte gar nicht erst bewil­
ligt werden. Noch ist unklar, 
ob es zu weiteren Konsultati­
onen mit NGOs kommen soll, 
bevor das Gesetz dem Parla­
ment zur Verabschiedung vor­
gelegt wird.

Die Meldungen wurden erstellt von: 
Dirk Saam
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Amina Begum, Mitglied einer 
von RIB unterstützen Dorfgruppe 
in Nilphamari, berichtet: „Der 
Direktor der lokalen High School 
verlangte ein Bestechungsgeld, 
um Kinder in das staatliche 
Stipendienprogramm aufzuneh-
men. Wir stellten eine RTI-Anfrage 
an die Schule zur Verteilung und 
Anzahl aller vergebenen Stipen-
dien. Wir erhielten zwar keine 
Antwort, aber kurz darauf wurde 
keine Geld mehr für die Vergabe 
von Stipendien verlangt.“
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Wie Bürger 
Korruption 
verhindern 
können 
Das Informations-
freiheitgesetz in 
Bangladesch
Von Benjamin Kühne 

„Bis vor kurzem wusste ich nicht, 
wie mächtig das Informations­
freiheitsgesetz sein kann“, sagt 
Mohammad Saud Khan, nach­
dem er in das staatliche Pro­
gramm zur Förderung von Klein­
bauern aufgenommen wurde und 
umgerechnet acht Euro für einen 
Sack Dünger und 2 kg Saatgut er­
halten hatte. 

Das Gesetz wurde vom bangla­
deschischen Parlament 2009 ver­
abschiedet. Im internationalen 
Vergleich ist es eines der umfas­

sendsten Gesetze dieser Art. Es 
bietet den Bürgern eine wich­
tige Möglichkeit, ihre eigene 
Situation zu ändern und sich 
für Transparenz und Rechen­
schaftspflicht von staatlichen 
Institutionen einzusetzen. Das 
Informationsfreiheitsgesetz ist 
ein wichtiger Schritt auf dem 
Weg zu guter Regierungsfüh­
rung. 

Das Gesetz verleiht jedem Bürger 
das Recht, Akten von staatlichen 
Institutionen und von deren pri­
vaten Vertragspartnern einzuse­
hen. Auf Nachfrage eines Bür­
gers sind diese verpflichtet, die 
gewünschten Informationen be­
reitzustellen. Bestenfalls muss 
nur ein Formular ausgefüllt und 
dem zuständigen Beamten zu­
gesandt werden, um innerhalb 
von 20 Werktagen eine Antwort 
zu erhalten. Einige Ausnahmen 
existieren jedoch: laufende po­
lizeiliche Ermittlungen, persön­
liche Daten und Informationen, 
die eine Bedrohung für die öf­
fentliche Sicherheit oder die in­
ternationalen Beziehungen dar­
stellen. 

Mohammad Saud Khan gehört 
der Bede-Gemeinschaft im Dist­
rikt Munshiganj an. Die Bede le­
ben als Nomaden entlang der 
Flüsse Bangladeschs. Khan ist 
seit langem als Kleinbauer an den 
Ufern des Padma-Flusses tätig. 
Da er nicht über Dünger, hoch­
wertiges Saatgut und geeigne­
te Werkzeuge verfügte, war seine 
Ernte oft sehr knapp. Wiederholt 
bat er die Beamten des örtlichen 
Landwirtschaftsamtes um Unter­
stützung. Diese versprachen ihm 
Hilfe, sobald offiziell Geld zur 
Verfügung gestellt werde. Bald 
gab er die Hoffnung auf Unter­
stützung auf. 

Im Jahr 2010 wurde Khan Mitar­
beiter in einem Projekt der Or­
ganisation Research Initiatives 
Bangladesh (RIB), das die Anwen­
dung des Informationsfreiheits­
gesetzes fördert. Dadurch wurde 
er auf das staatliche Programm 
zur Förderung von Kleinbauern 
aufmerksam. Er glaubt, dass ihm 
die finanzielle Unterstützung 
im Rahmen des Programms ver­
wehrt wurde, weil er der Bede-Ge­
meinschaft angehört. 

POLITIK & GESELLSCHAFT
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Kontrollinstanz  
Informations-Kommission

Nachdem Khan an einer Schulung 
zum Informationsfreiheitsgesetz 
teilgenommen hatte, beantragte 
er beim Landwirtschaftsamt eine 
Kopie der Regeln, wer Anspruch 
darauf hat, in das Förderpro­
gramm aufgenommen zu werden 
und eine Liste der geförderten 
Personen in seiner Heimatregion. 
Er erhielt zunächst unvollständi­
ge Informationen und wurde in 
das Büro des zuständigen Beam­
ten eingeladen. Dieser teilte ihm 
mit, dass er auf die Liste der Leis­
tungsempfänger gesetzt werde. 
Doch Saud Khan war unzufrie­
den. Als er nach Ablauf der Fris­
ten nicht alle gewünschten Infor­
mationen erhalten hatte, reichte 
er Beschwerde bei der nationalen 
Informations-Kommission ein. 
Ein paar Tage vor dem Verhand­
lungstermin bekam er doch noch 
die ausstehenden Dokumente. 

Die Einrichtung dieser Kom­
mission als kontrollierende Ins­
tanz ist ein wichtiger Schritt zur 
Umsetzung des Informations­
freiheitsgesetzes. Hier können 
Antragsteller Beschwerde einrei­
chen, wenn ihnen Informationen 
verweigert wurden oder wenn 
sie mit den erhaltenen Informa­
tionen nicht zufrieden sind. Die 
Kommission trifft die endgülti­
ge Entscheidung darüber, ob und 
welche Informationen freigege­
ben werden. Die Kommissare der 
Institution arbeiten wie die Rich­
ter eines Zivilgerichtes. Sie kön­
nen jeden Staatsdiener vorladen 
und von ihm eine Aussage ein­
fordern. Wenn die Kommission 
überzeugt ist, dass ein Beamter 
oder eine staatliche Institution 
ihre Pflichten bezüglich des In­
formationsfreiheitsgesetzes ver­

letzt hat, kann sie Maßnahmen 
gegen diese ergreifen. 

„Nachdem Herr Saud Khan einen 
Antrag auf Informationen gestellt 
hatte, haben wir begonnen, diese 
zu sammeln. Da das Gesetz neu 
und uns nicht wirklich bekannt 
war, haben wir die Informationen 
nicht ordentlich archiviert. Nun 
da es uns bekannt ist, werden wir 
zukünftig alle nachgefragten In­
formationen bereitstellen“, er­

klärte der zuständige Beamte des 
lokalen Landwirtschaftsamtes. 
Die Informations-Kommission 
mahnte ihn ab, da er sich nicht 
über das Informationsfreiheits­
gesetz informiert hatte, als die­
ses von der Regierung bekanntge­
macht wurde. 

Informationsfreiheit konkret
Im Menschenrechtsprogramm von NETZ lernen die Teilnehmenden 
Schritt für Schritt ihre Rechte kennen. Sie gründen Dorfgruppen, die 
sich regelmäßig mit lokalen Menschenrechtsverteidigern treffen. 
Dabei erhalten sie Informationen über ihre Ansprüche auf Sozialleis-
tungen und wie sie diese beantragen. Denn häufig ist ihnen nicht 
bekannt, welche Leistungen ihnen zustehen. Und selbst wenn sie 
wissen, ob sie ein Anrecht auf beispielsweise Alters- oder Mütterrente 
haben, fehlen ihnen oft die Informationen, wie sie diese schriftlich 
beantragen können. Wer alleine zu den zuständigen lokalen Behör-
den geht und dort nachfragt, wird häufiger einfach abgewiesen oder 
aufgefordert Bestechungsgeld für die Prüfung des Antrags zu zahlen. 

Die Erfahrung zeigt: Wenn sich die Projektteilnehmenden jedoch als 
Gruppe solidarisieren, um ihren Forderungen Nachdruck zu verleihen 
und schriftliche Anträge einreichen, ist ihre Chance auf Erfolg wesent-
lich höher. Kiran Bala, Mitglied einer Dorfgruppe, berichtet von ihren 
Erfahrungen: „Ich hatte schon mehrmals beim lokalen Gemeinderat 
um Unterstützung beim Bau einer Wasserpumpe in meinem Viertel 
des Dorfes gebeten. Mehrere Male bin ich dort vorstellig geworden, 
doch jedes Mal wurde mein Anliegen belächelt und abfällig abgewie-
sen. Nach unserem Training zum Informationsfreiheitsgesetz wusste 
ich jedoch, dass es hierfür ein staatliches Förderprogramm gibt und 
ich Anspruchsberechtigt bin. Gemeinsam mit den anderen Frauen 
meiner Gruppe bin ich erneut zum Gemeinderat gegangen. Wir woll-
ten die Information einholen, wie viele Brunnen in unserer Gegend 
bereits gefördert werden und wer diese Unterstützung erhält. Plötz-
lich war man dort sehr offen und hat mir direkt eine Zusage erteilt. 
Seit kurzem haben wir nun eine neue Pumpe in unserem Dorf.“ Die 
NETZ-Partnerorganisation Research Initiatives, Bangladesh unter-
stützt im Distrikt Nilphamari seit Anfang 2013 die Gruppe von Kiran 
Bala mit ihren 22 Mitgliedern.

Im Rahmen des Projekts lernen die Frauen und Männer zudem, wie 
sie das Informationsfreiheitsgesetz für die Einforderung ihrer Rech-
te und der Ansprüche ihrer Nachbarn nutzen können. Dabei geht es 
nicht nur darum, wie ein Antrag gestellt wird, sondern auch darum 
eigene Ideen zu entwickeln, welche Information sie benötigen und 
wie sie damit gegen korrupte Strukturen vorgehen können. 
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Defizite beheben

Die Reaktion des lokalen Beamten 
auf die Anfrage von Saud Kahn 
verdeutlicht zwei bestehende De­
fizite: einen Mangel an Kenntnis 
über das Gesetz, nicht nur bei den 
Bürgern, sondern auch bei den 
zuständigen Beamten sowie eine 
unzureichende Archivierung von 
Informationen. 

Diese Probleme zu bewältigen 
ist nicht nur Verantwortung des 
Staates, sondern auch die der Bür­
ger. Das Training der zuständigen 
Beamten, die Bekanntmachung 
des Gesetzes, die Förderung 
selbständiger Veröffentlichung 
von Informationen und der Ab­
bau bürokratischer Hürden sind 
staatliche Aufgaben. Doch damit 
die Beamten die Gewohnheit ent­
wickeln, Anfragen seriös zu bear­
beiten, müssen bei ihnen regel­
mäßig Anträge eingehen. Ohne 
nennenswerte Nachfrage wird 
den Behörden die Motivation feh­
len, größere Anstrengungen zur 
Umsetzung des Gesetzes zu un­
ternehmen. 

Laut Informations-Kommission 
wurden in Bangladesch 16.475 In­
formations-Anträge im Jahr 2012 
eingereicht. Aber viele dieser An­
fragen nehmen keinen Bezug zu 
den Zielen des Gesetzes. Die Kom­
mission zählt jede Nachfrage, die 
auf einem entsprechenden For­
mular eingereicht wird, obwohl 
häufig erfragte Informationen, 
beispielsweise wie man ein Kon­
to eröffnet oder einen Pass bean­
tragt, am Telefon oder in einem 
persönlichen Gespräch mit einem 
Beamten der zuständigen Behör­
de erfragt werden können. 

Bislang sind mehr als 12.500 Be­
amte damit beauftragt worden, 
Anfragen zu beantworten. Viele 
dieser Beamten mussten bisher 
keinen Antrag bearbeiten. Die 
Tätigkeit verliert die Bedeutung, 
wenn über einen langen Zeitraum 
keine Nachfrage besteht. Eine 
2013 vom Meinungsforschungs­
institut Nielsen veröffentlichte 
Studie hat aufgedeckt, dass 38% 
der Beamten das Meiste verges­
sen hatten, was sie in Schulungen 
über das Gesetz gelernt hatten. 
Als Grund gaben sie an, dass sie 
seitdem keine Informationsan­
fragen bearbeiten mussten. Dar­
über hinaus belegen Fallstudien 
von NGOs, dass eine anfänglich 
feindselige Reaktion häufig dar­
auf beruht, dass Beamten das In­
formationsfreiheitsgesetz nicht 
bekannt ist. Diese Einstellung än­
dert sich, sobald sie mehr über 
das Gesetz wissen. 

In Bangladesch gelten heute noch 
Gesetze zur Geheimhaltungs­
pflicht staatlicher Dokumente 
aus der Kolonialzeit. Für Bürger 

gab es bis 2009 keine gesetzli­
che Grundlage, um von Behör­
den Information zu verlangen. 
Die Bemühungen der letzten Jah­
re seitens der Regierung, Büro­
kratie, Regierungsführung und 
öffentlich-private Partnerschaf­
ten transparenter zu gestalten 
und die Rechenschaftspflicht ge­
genüber den Bürgern zu erhöhen, 
sind anerkennenswert. Wenn Be­
amte ihre neuen Pflichten jedoch 
nicht kennen, werden sie nach 
gewohnten Verhaltensmustern 
handeln. Eine erhöhte Anzahl 
von Informationsanträgen kann 
hier als Katalysator dienen, um 
dies zu ändern. 

Beispiel Indien

Eine Hochrechnung der Com­
monwealth Human Rights Initi­
ative hat ergeben, dass Inder im 
Zeitraum 2011-12 zirka 4 Millio­
nen Anfragen gestellt haben. Das 
ist pro Kopf in etwa 32 Mal mehr 
als in Bangladesch. Diese Erfolgs­
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Benjamin Kühne war 2013-2014 Frei-
williger bei der NETZ-Partnerorganisa-
tion Research Initiatives, Bangladesh 
und ist Redak
tionsmitglied 
dieser Zeit
schrift. 

folgte 2002. Dieses wur­
de von der Zivilgesell­
schaft scharf kritisiert. 
Es enthielt zu viele Aus­
nahmen von der Infor­
mationsfreiheit und 
wenn sich Beamte wei­
gerten, Informationen 
herauszugeben, blieb 
das für sie folgenlos. 
Auf Drängen der Zivil­
gesellschaft verabschie­
dete das indische Parla­
ment eine überarbeitete 
Version des Gesetzes, 
das seit Oktober 2005 
gilt. Seither haben in­
dische Bürger unter an­
derem Veruntreuungen 
von Geldern im Bausek­
tor, im Gesundheitssek­
tor und im öffentlichen 
Verteilungssystem auf­

geschichte lässt sich bis auf 
die Graswurzelebene und bis 
in die Mitte der 1990er Jahre 
zurückverfolgen. Die Organi­
sation Mazdoor Kisan Shak­
ti Sangathan (MKSS) begann 
1994, sich dafür einzusetzen, 
dass der gesetzliche Mindest­
lohn an die Mitarbeiter staat­
lich geförderter Projekte im 
indischen Bundestaat Raj­
asthan ausgezahlt wird. Da­
für benötigten die Aktivis­
ten von MKSS Informationen 
zur Höhe der Mindestlöh­
ne und die Ausgabenregister 
der Projekte. Um einen gere­
gelten Weg zu schaffen, an 
solche Informationen zu ge­
langen, machte sich die Or­
ganisation für ein Gesetz 
stark. Schließlich übernahm 
die Congress Party während 
des Wahlkampfs im Bundes­
staat die Forderung und führ­
te das neue Gesetz 1999 ein. 
Rajasthan hatte eine Vorbild­
funktion für ganz Indien: Ein 
Gesetz auf nationaler Ebene 

gedeckt. Das Informationsfrei­
heitsgesetz zu nutzen ist in Indi­
en sehr populär geworden. 

Chancen nutzen

Beispiele aus Indien und Bangla­
desch belegen: Informationsfrei­
heitsgesetze können einen Un­
terschied machen – nicht nur im 
Leben einer Person, sie können 
sich auch auf die gesamte Gesell­
schaft auswirken. Veruntreuung 
öffentlicher Gelder und schlech­
te Regierungsführung sind un­
wahrscheinlicher, wenn potenti­
elle Täter fürchten müssen, dass 
ihre Taten aufgedeckt werden. 
Zudem ist das Informationsfrei­
heitsgesetz auch ein Gewinn für 
die Behörden. Es liefert eine ein­
fache Möglichkeit, die Bedürfnis­
se und Wünsche der Bürger zu er­
fahren. Abgesehen davon sollte 
die Bekämpfung von Korruption 
ein gemeinsames Ziel der Bürger 
und des Staates sein. 

Erfolge mit dem Informations­
freiheitsgesetz zu erzielen, ist 
auch in Bangladesch möglich, 
wie der Fall von Mohammad Saud 
Khan zeigt; aber es ist eines von 
wenigen Beispielen. Heute wird 
das Gesetz hauptsächlich von 
marginalisierten Bevölkerungs­
gruppen für den Zugang zu Sozi­
alleistungen genutzt. Häufig pas­
siert das nur dann, wenn sie von 
zivilgesellschaftlichen Organi­
sationen dabei unterstützt wer­
den. Das Informationsfreiheits­
gesetz kann seine volle Wirkung 
auf die Gesellschaft jedoch nur 
entfalten, wenn es umfassend ge­
nutzt wird. Zivilgesellschaftliche 
Organisationen können helfen, 
das Gesetz bekannter zu machen. 
Was wirklich zählt, ist der Einsatz 
der Bürger. 

Um über den persönlichen Vor­
teil hinaus zu gehen, ist es unab­
dingbar, dass insbesondere die 
Mittelschicht ernsthafte Fragen 
stellt, so wie es Journalisten bei 
der Recherche tun. Bürger könn­
ten Einsicht in Dokumente ver­
langen, die etwa belegen, was die 
zuständigen Behörden unterneh­
men, um die Umweltverschmut­
zung durch Gerber in Hazaribagh 
in der Altstadt Dhakas zu mes­
sen. Und was getan wird, um die 
Einhaltung von Arbeiterrechten 
in der Bekleidungsindustrie zu 
kontrollieren oder die Vertrags­
partner bei großen Bauvorha­
ben zu überprüfen. Jeder kann 
sich durch die Anwendung des 
Informationsfreiheitsgesetzes 
für die Verbesserung staatlicher 
Strukturen sowie für die Rechen­
schaftspflicht von Behörden, Un­
ternehmen und Organisationen 
einsetzen. 

Der hier in einer bearbeiteten Fas
sung abgebildete Artikel erschien 
erstmals am 22. April 2014 im Dhaka 
Tribune unter dem Titel „How you 
can prevent corruption“.
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den Griesgram und sagen, wenn 
er Milch nur ansehe, werde sie 
sauer. Als Pandurang eines Tages 
auf dem Nachhauseweg ist, hus­
tet er eine weiße Feder aus. Nach­
dem er seiner Frau verwundert 
davon erzählt, verbreitet sich die 
Begebenheit im ganzen Dorf ra­
sant von Ohr zu Ohr: zur Schwes­
ter, zum Onkel, zu den Nachbarn. 
Und weil die Dorfbewohner da­
bei allzu sehr übertreiben, wird 
aus der kleinen Feder nach und 
nach erst ein Huhn und schließ­
lich ein riesiger Urwald gedich­
tet, mit Tigern, Krokodilen, Affen 
und Elefanten.

Mit dieser amüsanten Geschich­
te bewegt sich Anushka Ravis­
hankar bewusst weg von indi­
scher Kinderliteratur mit allzu 
striktem Erziehungsauftrag. Sie 
bezeichnet ihre Werke selbst als 
„Nonsens-Bücher“, die einer un­
gezwungenen Phantasie dienen 
sollen. Und doch karikiert sie mit 
der Baddbaddpur-Geschichte ein 
wichtiges soziales Thema, indem 
sie einer allzu geschwätzigen Ge­
sellschaft den Spiegel vorhält. 
Beflügelt wird die Phantasie der 

kleinen Lese­
rinnen und Le­
ser durch die 
farbenprächti­
gen Illustrati­
onen von Ka­
nyika Kini.

Besonders ist auch die Aufma­
chung des Buches: Jede Dop­
pelseite lässt sich links noch 
einmal umschlagen, die Klapp­
seiten enthalten Übersetzun­
gen der deutschen Texte in Ben­
galisch, außerdem in Hindi und 
Urdu. Die interessante Gestal­
tung vermag also bereits jüngs­
ten Leserinnen und Lesern – und 
selbstverständlich deren Eltern –  
kulturelle Horizonte zu eröffnen. 

Buchbespre-
chungen
Von Sven Wagner und 
Peter Dietzel

„Augenblicke in Asien“

Liebevoll und einfallsreich sind 
die Bilder, die Maria-Elisabeth 
Sander in ihren „Literarischen 
Annährungen an Bangladesch“ 
– so der Untertitel des Buches – 
zeichnet. Manche Gedichte sind 
mit abstrakten Begriffen durch­
setzt, andere fangen Straßensze­
nen, Regentage oder Terrorblut 
sehr unmittelbar ein. Die kuri­
osen, traurigen oder nachdenk­
lich machenden Kurzgeschich­
ten dazwischen sind leichtfüßig 
geschrieben. In ihren Kapiteln 
„Wasser“, „Monsun“ oder „Frau­
en“ ermöglicht die Autorin unge­
wöhnliche Einblicke in das Land. 
In den Kapiteln „Fremdheit“ oder 
„Deutsche“ dagegen sinniert sie 
über die eigene Rolle in Bangla­
desch. „Augenblicke in Asien“ 
spricht Leserinnen und Leser an, 
die außergewöhnliche Eindrücke 
von Bangladesch erhalten wollen, 
und ebenso jene, die das Land be­
reits kennen und ihre Erlebnis­
se durch die Wahrnehmung einer 
sensiblen Schriftstellerin nach­
spürend reflektieren wollen. Das 
96 Seiten starke Buch ist im Drau­
padi Verlag erschienen und kostet 
12 Euro.

Die Feder im Urwald

Eine kleine, weiße Feder – ein 
ganzes Dorf in großer Aufre­
gung. Pandurang ist in dem in­
dischen Dorf Baddbaddpur kein 
Unbekannter. Die Leute meiden 

Das Buch „Ein Gerücht geht um 
in Baddbaddpur“  ist im Ver­
lag Edition Orient und kostet  
17,90 Euro.

Die fliegende Orange

Eine Orange liegt in der Mit­
te. Zwei Menschen möchten sie 
gerne haben. Der Stärkere be­
kommt sie. Gibt es bessere Mög­
lichkeiten? Johan Galtung, Pio­
nier der Konfliktforschung und 
Träger des alternativen Friedens­
nobelpreises, nennt Bedingun­
gen: Das Ergebnis soll von bei­
den Seiten angenommen werden, 
in die Zukunft weisen und kei­
ne Rachegedanken zur Folge ha­
ben. Bei Tagungen über Mobbing 
zwischen Kindern, ihren Eltern 
und Lehrern sammelte er Vor­
schläge und schrieb sie als Fa­
bel auf. „Eine fliegende Orange 
erzählt ihre Geschichte“ ist ei­
nes von mehr als einhundert Bü­
chern von Johan Galtung, der 
1930 in Oslo geboren wurde und 
weltweit als Konfliktmediator so­
wie als Professor für Friedens- 
und Konfliktforschung in Malay­
sia, den USA und Japan tätig ist. 
Sein Sohn Andreas Galtung hat 
die „Fabel für Kinder und alle an­
deren Menschen“ illustriert. Jetzt 
hat NETZ die Geschichte gemein­
sam mit TRANSCEND Universi­
ty Press auf Deutsch herausge­
bracht. „Das Buch ist besonders 
als Gute-Nacht-Geschichte geeig­
net, die Kinder ihren Eltern vor 
dem Schlafengehen vorlesen, da­
mit diese bessere Träume haben“, 
heißt es auf dem Klappentext.

Das 40 Seiten starke, farbi­
ge Büchlein kann für 9,80 Euro 
bei NETZ bestellt werden:  
info@bangladesch.org.
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Bangladesch übt auf Fotogra­
fen und Betrachter einen ganz 
besonderen Reiz aus. Profis wie 
auch Amateure nutzen vielerorts 
die Fotoimpressionen, um ihre 
gewonnenen Eindrücke oder gar 
die Liebe zu Land und Menschen 
zu teilen.

Unter dem Titel „beLOVEd 
Bangladesh“ fand im Juli 2014 die 
Fotoausstellung von Silvia Béres 
in den Räumen des Caritasver­
bands der Erzdiözese München-
Freising statt. Die Aufnahmen 
der Fotografin entstanden bei 
ihrer Bangladesch-Reise 2004. 
Lukas Jednicki, der seinen Frei­
willigendienst in Bangladesch 
mit NETZ gemacht hat, berich­
tete den Ausstellungsbesuchern 
über die NETZ-Projekte und sei­
ne Erfahrungen vor Ort.

Im Bistro Savanne in Lich so­
wie in der Volkshochschule Mar­
burg waren Fotografien von Rolf 
Wegst zu sehen. Die Aufnahmen 
zur Ausstellung „5 Day-Trip to 
Bangladesh“ entstanden im Rah­
men seiner Reportagereise in Zu­
sammenarbeit mit NETZ. Wegst 
veranschaulicht mit seinen Bil­
dern die Situation von Frauen im 
ländlichen Bangladesch, die sich 
durch das Programm „Ein Leben 
lang genug Reis“ aus der Armut 
befreit haben. 

Die Journalistin Miriam Künz­
li hat das Ziel, die negativen 
Auswirkungen der Garnelen­
produktion in Bangladesch zu 
dokumentieren. Sie möchte die 

AUSSTELLUNGEN:  

Fotos,  
die bewegen 
Von Florian Albrecht

veränderte Umwelt und die Zer­
störung der Natur abbilden so­
wie Porträts betroffener Personen 
zeigen. Ihre Bilderstrecke „Das 
rote Gold aus dem Meer“ wurde 
für den Greenpeace Photo Award 
2014 nominiert und auf den  
2. Platz gewählt. 

Der Fotograf Jakob Berr bietet bei 
PHOTOCIRCLE.net eindrucksvol­
le Bangladesch-Impressionen auf 
Leinwand, Alu Dibond oder hin­
ter Acrylglas an. Das Besonde­
re an diesem Projekt ist, dass die 
Hälfte des Erlöses aus dem Ver­
kauf der Schulbildung von Mäd­
chen in Bangladesch zugute­
kommt.

„Ein guter Fang“ titelt ein Foto von 
Sven Wagner; von der Jury beim 
BUND-Fotowettbewerb 2014 „Fluss 
Natur Mensch“ wurde es unter die 
besten 20 Motive gewählt.
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SCHULENGAGEMENT:  

Engagiert in 
Tönisvorst

„An unserer Schule hatten Leh­
rer und Schüler ein gemeinsames 
Ziel: Wir wollen uns sozial enga­
gieren. Wo? Die Wahl fiel auf Ban­
gladesch, eines der ärmsten Län­
der der Welt. Unsere Schule ist in 
mehrere Projekte einbezogen, die 
über NETZ unterstützt werden. 
Diese Projekte setzen sich zum 
Beispiel gegen Kinderehen und 
für Menschenrechte ein. Sie wer­
den bei unserem jährlichen Spon­
sorenlauf bekannt gemacht. Vor, 
während und nach dem Sponso­
renlauf setzen wir Schüler uns 
mit dem Projekt auseinander. 
Dazu gehört es, dass einige Klas­
sen im Supermarkt und auf Ein­
kaufsstraßen Mitmenschen über 
das aktuelle Projekt informieren, 
was sich immer positiv auf unse­
re Spendensumme auswirkt.

Eine zweite regelmäßige Akti­
on gibt es am Martinstag. Alle 
5. und 6. Klassen nehmen beim 
Sankt-Martins-Zug teil und ver­
zichten auf ihre Martinstüten. 
Das gesparte Geld wird durch El­
tern und Nachbarn aufgestockt 
und für unsere WeltKlasse!-Part­

nerschule im Dorf Rupapur ver­
wendet. Kindern gleichen Alters 
in Bangladesch wird damit der 
Schulbesuch ermöglicht. Zudem 
gibt es noch viele weitere kleine­
re Aktionen, die von den Klassen 
und Lehrkräften individuell ge­
staltet werden und zur Unterstüt­
zung beitragen.

Der Kontakt zu Menschen aus 
Bangladesch ist enorm wichtig. 
Hätten wir nie etwas von dort be­
kommen, wären wir nicht so er­
folgreich und überzeugt von un­
serem Engagement. Ein Brief, ein 
Bild, eine Dokumentation oder 
der direkte Kontakt zu unseren 
Freunden dort sind motivierend. 
Die Kinder in Bangladesch strah­
len, dass sie nun zur Schule gehen 
dürfen. So etwas zu sehen vermit­
telt uns eine Mischung aus Über­
raschung, Faszination und Stolz.

Sehr eindrucksvoll war auch, als 
eine Gruppe von jungen Bangla­
deschis zu uns kam. Die meisten 
Menschen brauchen Fakten und 
eine Resonanz auf ihre Taten. Wir 
an unserer Schule haben genau 
diese Gegebenheiten, die Schüler 
können die Auswirkungen ihrer 
Hilfe sehen, fühlen und hören. 
Ich kann sie sogar schmecken, 
wenn ich die Nelkenblüten aus 
Bangladesch, ein Gastgeschenk, 
unter mein Essen rühre.“

Aktionen
Brockum, Burlage und Lem-
förde Die evangelischen Kirchen­
gemeinden luden zu ihrem Trio-
Sonntag ein: am Vormittag fand 
ein Gottesdienst statt, anschlie­
ßend berichtete NETZ-Geschäfts­
führer Peter Dietzel über das Pro­
jekt „Ein Leben lang genug Reis“.

Freiburg/Breisgau Im Rahmen 
des St.-Ursula-Tages diskutier­
ten 60 interessierte Schülerinnen 
der 7. und 8. Jahrgangsstufe des 
St. Ursula Gymnasiums über die 
Textilindustrie in Bangladesch. 

Kamen Mitglieder des Rotary 
Club Essen stellten auf dem Rota­
ry-Foundation-Tag die von ihnen 
unterstützten NETZ-Projekte vor.

Schöffengrund wurde mit dem 
Fair-Trade Siegel ausgezeichnet. 
NETZ-Bildungsreferentin Sabri­
na Syben dankte dem Eine-Welt-
Laden für das langjährige Engage­
ment für Projekte in Bangladesch 
und überbrachte die Glückwün­
sche der Organisation.

Tübingen Schülerinnen und 
Schüler der 6. Klasse sprachen 
mit NETZ-Referent Sven Wagner 
zu den Themen Lebensalltag, Bil­
dung und Textilindustrie in Ban­
gladesch. Bei einem Lernspiel 
setzten sie sich mit Fragen zu 
Kinderarbeit auseinander. Fazit 
der Jugendlichen: Ausbeutung ist 
Unrecht, jedes Kind soll die Chan­
ce auf Bildung haben.

Die hier aufgeführten Aktionen und 
Veranstaltungen fanden von Okto-
ber bis Dezember 2014 statt. Weite-
re Meldungen aus der Partnerschaft 
mit Bangladesch gibt es auf www.
bangladesch.org.

Anne Sikora, 
19 Jahre, 
12. Klasse,  
Michael-Ende-
Gymnasium, 
Tönisvorst
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NETZ konzentriert seine Arbeit auf 
vier Projektbereiche:

„Ein Leben lang genug Reis“ un-
terstützt Familien, die zu den ärms-
ten 20% der Bevölkerung gehören, 
damit diese dauerhaft ein Einkom-
men erwirtschaften. So können 
sie für Nahrung, Kleidung und Ge-
sundheit sowie Bildung ihrer Kin-
der sorgen. Selbsthilfe-Strukturen 
werden aufgebaut. 51.156 Familien 
hat NETZ 2013 im Programm „Ein 
Leben lang genug Reis“ unterstützt.
Über 125.000 Menschen haben seit 
Beginn des Programms den Hun-
ger dauerhaft überwunden.

Grundbildung ist das Hand-
werkszeug für eine bessere Zu-
kunft. An den von NETZ unter-
stützten Schulen lernen Mädchen 
und Jungen u.a. Lesen, Schreiben 
und Rechnen. An 393 Grundschu-
len war NETZ mit Partner-Orga-
nisationen 2013 aktiv: in abge-
legenen, von Armut geprägten 
Regionen im Norden Banglade-
schs. 34.315 Schulkinder erhielten 
hier Zugang zu qualitativ hoch-
wertiger Grundbildung.

Menschenrechte: NETZ unter-
stützt 5.000 Menschenrechts-
verteidiger beim Kampf für die 

Rechte der Ärmsten und gegen 
Kinder-Ehen, Landraub und Mit-
gift-Betrug in den Dörfern. In 
Menschenrechtsräten engagieren 
sich lokale Meinungsführer, dar-
unter viele Frauen. Auf nationaler 
Ebene engagiert sich NETZ, dass 
Menschenrechtsaktivisten sowie 
NGOs der Zivilgesellschaft wirk-
sam arbeiten können.

Katastrophenvorsorge: NETZ 
hilft den Menschen beim Kampf 
gegen den Hunger nach einer 
Katastrophe und beim Schutz vor 
künftigen Überschwemmungen.

Partner und Projekte, die von NETZ unterstützt werden

0 50 100 15025 km
Partner-Organisationen in 
Bangladesch

Partner-Organisationen in  
Westbengalen und Jharkhand (Indien)

Gana Unnayan Kendra (GUK)
Ein Leben lang genug Reis 
Grundbildung

Jagorani Chakra Foundation (JCF) 
Ein Leben lang genug Reis 
Grundbildung

Tagore Society for Rural 
Development (TSRD) 
Ein Leben lang genug Reis

Development Research 
Communication and 
Services Centre (DRCSC) 
Ein Leben lang genug Reis

Ashrai 
Ein Leben lang genug Reis 
Grundbildung

TARANGO
Jutehandwerk

Pollisree 
Ein Leben lang genug Reis

Sachetan 
Ein Leben lang genug Reis

NETZ
Qualitäts- und Finanzmanagement
Menschenrechte
Katastrophenvorsorge

Sabalamby Unnayan 
Samity (SUS) 
Ein Leben lang genug Reis 

Mahideb Jubo Somaj 
Kallayan Somity (MJSKS) 
Ein Leben lang genug Reis
Grundbildung 

Ain o Shalish Kendra (ASK) 
Menschenrechte

Rajshahi

Dhaka

Sylhet

Chittagong
Barisal

Khulna

Rangpur

Research Initiatives, 
Bangladesh (RIB)
Menschenrechte
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65€ ebnen den Weg aus der Armut!

Im NETZ-Programm „Ein Leben lang genug Reis“ erhalten die 
ärmsten Familien Schulungen und Startkapital: Ziegen, eine 
Kuh oder Pacht für Land. So können sie dauerhaft den Hun-
ger besiegen. Werden Sie Starthelferin und Starthelfer mit 65 
Euro für eine Familie.
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Das Spenden-Siegel des Deut-

schen Zentralinstituts für sozi-

ale Fragen (DZI) bestätigt, dass 

wir mit den uns anvertrauten 

Mitteln sorgfältig und verant-

wortungsvoll umgehen.

Spendenkonto / IBAN
Volksbank Mittelhessen

DE 82 513 900 0000 0000 6262
BIC: VB MH DE 5F 
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